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(Nr. 13634.) Geſetz zur Förderung der Anſiedlung. Vom 31. Juli 1931. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 

(1) Der Preußiſchen Landesrentenbank dürfen zur Gewährung von Barabfindungen nach 
Maßgabe des Landesrentenbankgeſetzes und der Satzung der Landesrentenbank in den Rechnungs⸗ 
jahren 1931 bis 1935 je 20 Millionen Reichsmark zur Verfügung geſtellt werden. 

(2) Soweit die Mittel im Wege der Anleihe beſchafft werden, fließen die Rückeinnahmen an 
Kapital-, Zins- und Tilgungsbeträgen der Staatskaſſe zu und ſind zur Verſtärkung der geſetzlichen 
Schuldentilgung zu verwenden. 

Artikel II. 


Zur Gewährung von Zwiſchenkredit bei der Errichtung von Rentengütern dürfen 30 Millionen 
Reichsmark zur Verfügung geſtellt werden. 


Artikel III. 

Das Geſetz zur Gewährung von Zwiſchenkredit bei Rentengutsgründungen und zur Förde⸗ 
rung der Anliegerſiedlung vom 12. Juni 1930 (Geſetzſamml. S. 115) wird mit Wirkung vom 
1. Juli 1930 ab wie folgt geändert: 

1. In der Überſchrift des Geſetzes treten an die Stelle der Worte „Gewährung von Zwiſchen⸗ 
kredit bei Rentengutsgründungen und zur Förderung der Anliegerſiedlung“ die Worte „Förderung 
der Anſiedlung“. 

2. § 1 erhält folgende Faſſung: 

§ 1. 

(1) Zur Förderung der Anliegerſiedlung dürfen 2 Millionen Reichsmark zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt werden. \ 

(2) Rüdeinnahmen an Kapital-, Zins- und Tilgungsbeträgen fließen der Staatskaſſe zu und 
find zur Verſtärkung der geſetzlichen Schuldentilgung zu verwenden. 

(8) Über die Verwendung des zur Verfügung geſtellten Betrags iſt dem Landtag alljährlich 
eine Überſicht vorzulegen. 


3. Es wird folgender neuer $ 1a eingefügt: 


Sa: 


() Der Preußiſchen Landesrentenbank dürfen zur Gewährung von Barabfindungen nach 
Maßgabe des Landesrentenbantgejeges und feiner Durchführungsverordnungen im Rechnungs⸗ 
jahr 1930 24 Millionen Reichsmark zur Verfügung geſtellt werden. 


(2) Rückeinnahmen an Kapital-, Zins- und Tilgungsbeträgen fließen der Staatskaſſe zu und 
ſind zur Verſtärkung der geſetzlichen Schuldentilgung zu verwenden. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 18. Auguſt 1931.) 32 
Geſetzſammlung 1931. (Nr. 13 634—13 637). 
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Artitel IV. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im Artikel I bewilligten Mittel im Wege des 
Kredits oder durch Übernahme von Bürgſchaften ſeitens des Preußiſchen Staates und die in dem 
Artikel II bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


: Artikel V. 
Die zuftändigen Miniſter treffen die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vor- 
ſchriften. Die Ausführungsbeſtimmungen ſind dem Landtage vorzulegen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Juli 1931. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hööpker Aſchoff 


zugleich für den Miniſter 
für Landwirtschaft, Domänen und Forſten. 


(Nr. 13635.) Geſetz, betreſſend Abkommen zwiſchen dem Deutſchen eiche und dem Preußiſchen Staate 
zur Regelung eines einheitlichen Zwiſchen⸗ und Dauerkreditweſens für die ländliche 
Siedlung. Vom 31. Juli 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

(1) Die Genehmigung des Landtags, die in dem nachſtehenden Abkommen zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und dem Preußiſchen Staate zur Regelung eines einheitlichen Zwiſchen- und 
Dauerkreditweſens für die ländliche Siedlung vorbehalten iſt, wird erteilt. 

(2) Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, die zur Durchführung des Abkommens 
erforderlichen Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen. Die Ausführungsvorſchriften ſind dem Landtage 
vorzulegen. Vereinbarungen mit der Reichsregierung auf Grund der $$ 16 Abſ. 3 und 17 des 
Abkommens bedürfen der Genehmigung des Landtags. j 


SA 

(1) Der Anteil des Preußiſchen Staates an dem Grundtapital und den Rücklagen der 
Preußiſchen Landesrentenbank gemäß $ 5 des Abkommens kann aus den Mitteln des Zwiſchen— 
kreditfonds, welche ſeit dem Rechnungsjahre 1924 zur Gewährung von Zwiſchenkrediten bei der 
Errichtung von Rentengütern bereitgeſtellt worden ſind oder noch bereitgeſtellt werden, gezahlt 
werden. Die gleiche Ermächtigung gilt für den Fall, daß eine Erhöhung des Grundkapitals oder 
der Rücklagen der Preußiſchen Landesrentenbank auf Grund eines ne der Anſtalts⸗ 
verſammlung erfolgt. 

(2) Die Gewinnanteile des Staates tënë ber Deutſchen Sieblungsbunt für Zuſchuß⸗ 
leiſtungen für Siedlungen in Preußen zur Verfügung geſtellt werden. 

(8) Mit der Auflöſung der Preußiſchen Landesrentenbank find die auf den Staat entfallenden 
Anteile an dem Anſtaltsvermögen an die Staatskaſſe zurückzuzahlen und zur Verſtärkung der geſetz⸗ 
lichen Schuldentilgung zu verwenden. 

(4): Der e der Preußiſchen Landesrentenbank iſt dem Landtag alljährlich 
vorzulegen. 
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S 3. 

(1) Die Rechte des Staates in den Verwaltungsorganen der Deutſchen Siedlungsbank 
werden von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und dem Bipangnsirdjier 
wahrgenommen. 

(2) Der nach Artikel 4 Abſ. 1 der Verordnung über die Deutſche Siedlungsbank vom 
26. September 1930 vom Lande Preußen zu beſtellende Kommiſſar wird von dem Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter beſtellt. 


S 4. 

(1) Die preußiſchen Staatsbeamten, welche in den Dienſt der Landesrentenbank übernommen 
werden, können aus dem Staatsbeamtenverhältnis ausſcheiden. Soweit Beamte des gehobenen 
Bürodienſtes in den Dienſt der Landesrentenbank übernommen werden, ſind ſie als mittelbare 
preußiſche Staatsbeamte auf Lebenszeit anzuſtellen und ihre Dienſtbezüge in Anlehnung an die 
jeweiligen Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten zu regeln. 

(2) Ihre zur Zeit des Ausſcheidens aus dem Beamtenverhältnis erworbenen Anſprüche auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürſorge bleiben gewahrt. 

(3) Der Anſpruch auf Ruhegehalt wird fällig, ſobald der von der Landesrentenbank über— 
nommene Beamte nach Vollendung des 65. Lebensjahrs oder infolge dauernder Berufsunfähigkeit 
aus dem Dienſte der Landesrentenbank ausſcheidet. Iſt ihm das Dienſtverhältnis von der Landes— 
rentenbank gekündigt, ohne daß ein Grund vorliegt, der nach Beamtenrecht die Dienſtentlaſſung 
rechtfertigen würde, ſo tritt die Fälligkeit mit dem Zeitpunkt ein, zu dem die Landesrentenbank die 
Gehaltszahlung einſtellt. Scheidet er, ohne dauernd berufsunfähig zu ſein, vor Vollendung des 
65. Lebensjahrs aus eigener Entſchließung aus dem Dienſte der Landesrentenbank aus, weil ihm 
die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes nicht zugemutet werden kann, ſo tritt die Fälligkeit ein, ſobald 
er das 65. Lebensjahr vollendet oder dauernd berufsunfähig wird oder beſchäftigungslos iſt; bei 
Beſchäftigungsloſigkeit ruht der Anſpruch, ſolange und ſoweit der übernommene Beamte ſchuldhaft 
keine Beſchäftigung findet, die ihm nach ſeiner früheren Beamtenſtellung zugemutet werden kann. 
Der Anſpruch ruht auch, ſolange und ſoweit die Befriedigung des Anſpruchs von der Landesrenten— 
bank übernommen wird. 

(4) Die Gerichte find an die Entſcheidung der vorgeſetzten Behörde über das Beſtehen des 
Verſorgungsanſpruchs nicht gebunden. 

(5) Soweit preußiſche Staatsbeamte in den Dienſt der Deutſchen Siedlungsbank oder der 
Deutſchen Revifions- und Treuhandgeſellſchaft übernommen werden, gelten Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 
bis 4 entſprechend. 

S 5. 

Die zuſtändigen Miniſter treffen die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vor— 

ſchriften. Die Ausführungsbeſtimmungen ſind dem Landtage vorzulegen. 


§ 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird e verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Juli 1931. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff 


zugleich für den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
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Abkommen 


zwiſchen dem Deutſchen Reich und dem Preuß iſchen Staat zur le eines 
einheitlichen Zwiſchen⸗ und Dauerkreditweſens für die ländliche Siedlung. 


Das Deutſche Reich und der Preußiſche Staat haben durch ihre Bevollmächtigten, 
das Deutſche Reich 
durch den Reichsarbeitsminiſter Dr. Stegerwald, 
der Preußiſche Staat 
durch den Preußiſchen Finanzminiſter Dr. Höpker Aſchoff 
und den Preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten Dr. Steiger, 
— die Preußiſchen Bevollmächtigten unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die hierfür 


verfaſſungsmäßig berufenen Organe — zur Regelung eines einheitlichen Zwiſchen⸗ und 
Dauerkreditweſens für die ländliche Siedlung nachſtehendes Abkommen getroffen: 


Sol 
Das Reich und der Preußiſche Staat werden zur Förderung der ländlichen Siedlung eine 
gemeinſame Bank mit dem Sitz in Berlin begründen. Die Bank wird unter dem Namen „Deutſche 
Siedlungsbank“ als eine gemeinnützige Anſtalt des öffentlichen Rechts von der Reichsregierung im 
Einvernehmen mit der Preußiſchen Staatsregierung errichtet. 


$ 2. 
() Die Deutſche Siedlungsbank wird Zwiſchenkreditträger für alle Reichs- und preußiſchen 
Zwiſchenkredite, die ſeit dem Rechnungsjahre 1924 für die ländliche Siedlung bereitgeſtellt worden 
ſind und noch bereitgeſtellt werden. 


(2) Die weiteren Aufgaben der Deutſchen Siedlungsbank, insbeſondere auf dem Gebiete des 
Dauerkredits, werden durch ihre Satzung beſtimmt. Sie erhält, ſolange die Preußiſche Landes— 
rentenbank beſteht, kein Recht zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber im 
Inlande. 


(3) Der Deutſchen Siedlungsbank werden zur Verwaltung übertragen: 

a) die ſämtlichen Reichs- und preußiſchen Siedlungszwiſchenkredite, die ſeit dem 
Jahre 1924 bereitgeſtellt worden ſind und noch bereitgeſtellt werden, ſoweit dieſe nicht 
als Grundkapital oder als Reſerven bei der Deutſchen Siedlungsbank und bei der 
Preußiſchen Landesrentenbank benötigt werden, 


b) die Siedlungsmittel, die aus den Überſchüſſen der Reichsgetreideſtelle bereitgeſtellt 
worden ſind, 

c) die Mittel, die für die Flüchtlingsſiedlung und für die Beſiedlung des Lockſtedter 
Lagers bereitgeſtellt worden ſind und noch bereitgeſtellt werden. 


(4) Das Reich und der Preußiſche Staat ſtellen die in Abſ. 1 und 3 bezeichneten Mittel für 
die Zeit des Beſtehens der Deutſchen Siedlungsbank für die ländliche Siedlung zur Verfügung. 


Sad. 
Das Reich und der Preußiſche Staat bringen zunächſt je 25 Millionen Reichsmark als 
Grundkapital und je 25 Millionen Reichsmark als Reſerve in die Deutſche Siedlungsbank ein. 
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SA 
Der Preußiſche Staat iſt damit einverſtanden, daß ſich die Deutſche Siedlungsbank an den 
in Preußen tätigen Siedlungsunternehmungen beteiligt. Soweit der Preußiſche Staat an dieſen 
Unternehmungen beteiligt iſt, wird er ſich dafür einſetzen, daß der Deutſchen Siedlungsbank in den 
Organen dieſer Siedlungsunternehmungen die gleichen Rechte eingeräumt werden, wie ſie dem 
Preußiſchen Staate zuſtehen. 


$ 5. 

() Der Preußiſche Staat wird die Preußiſche Landesrentenbank zu einer Anſtalt des öffent⸗ 
lichen Rechts mit einem Verwaltungsrat und einer Anſtaltsverſammlung ausbauen. Der Inhalt 
der Entwürfe für Geſetz und Satzung wird von der Staatsregierung im Einvernehmen mit der 
Reichsregierung feſtgeſetzt. 

(2) Das Grundkapital und der Reſervefonds werden zunächſt auf je 20 Millionen Reichsmark 
bemeſſen. Das Grundkapital und der Reſervefonds werden je zur Hälfte von dem Preußiſchen Staat 
und der Deutſchen Siedlungsbank aufgebracht. Das Grundkapital iſt in bar einzuzahlen. Der 
Betrag, mit dem ſich die Deutſche Siedlungsbank beteiligt, iſt aus den Mitteln zu entnehmen, die 
der Deutſchen Siedlungsbank vom Reiche zur Verwaltung übertragen werden. 

(3) Sobald die weitere Ausgabe von Schuldverſchreibungen der Preußiſchen Landesrenten— 
bank eine Erhöhung ihres Grundkapitals notwendig macht, werden die Reichs- und die Preußiſche 
Staatsregierung Maßnahmen treffen, um das Grundkapital der Preußiſchen Landesrentenbank in 
dem erforderlichen Ausmaße zu erhöhen. 


S 6. 

Die Reichsregierung wird bei der Übertragung der Siedlungsmittel gemäß $ 2 Abj. 3 an 
die Deutſche Siedlungsbank vereinbaren, daß die Vertretung der Deutſchen Siedlungsbank in den 
Organen der Preußiſchen Landesrentenbank auf Grund ihrer Kapitalbeteiligung durch die Reichs⸗ 
regierung beſtimmt wird. 


§ 7. 
Der Preußiſche Staat hat das Recht, bei geſetzlicher Neuregelung der Reallaſtenablöſung für 
die Ablöſung von Reallaſten die Preußiſche Landesrentenbank heranzuziehen. 


$ 8. 

(1) Bei der Deutſchen Siedlungsbank wird die Aufſicht durch einen Reichs- und einen 
Preußiſchen Staatskommiſſar mit gleichen Rechten ausgeübt. Die Preußiſche Landesrentenbank 
ſteht unter der Aufſicht der Preußiſchen Staatsregierung, die im Einvernehmen mit der Reichs— 
regierung ausgeübt wird. 

(2) Die Aufſicht muß neben dem Recht zur Überwachung der Verwaltungsorgane auf Inne⸗ 
haltung von Geſetz, Satzung und ſonſtigen verbindlichen Vorſchriften das Recht auf Auskunfts⸗ 
erteilung, Bericht und Reviſion umfaſſen. 


$ 9. 

(1) Unabhängig von der Höhe ihrer Stammeinlagen ſtehen Reich und Preußen in den Ver 
waltungsorganen der Deutſchen Siedlungsbank und der Preußiſchen Landesrentenbank ſtets die 
gleiche Sitz» und Stimmenzahl zu. i 

(2) Die Führung mehrerer Stimmen im Verwaltungsrat und in den Ausſchüſſen durch einen 
Vertreter iſt zuläſſig. 


§ 10. 
Die Reichs⸗ und die Staatsregierung werden bei der Deutſchen Siedlungsbank und der 
Preußiſchen Landesrentenbank 
a) die mit der landwirtſchaftlichen Siedlung und dem Bankweſen vertrauten Sachver— 
ſtändigen, die in den Verwaltungsrat und in ſeine Ausſchüſſe entſandt werden, im 
gegenſeitigen Einvernehmen wählen laſſen, 
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b) den Vorſitz in den Verwaltungsorganen, falls dieſer von ihnen in Anſpruch 
genommen wird, in einer näher zu beſtimmenden Reihenfolge abwechſelnd führen. 


§ 11. 
Die Preußiſche Landesrentenbank wird Beträge in Höhe ihres Grundkapitals und Reſerve⸗ 
fonds, ſoweit ſie dieſe nicht ſelbſt als Betriebsmittel benötigt, der Deutſchen Siedlungsbank zur 
Gewährung von Zwiſchenkrediten für die ländliche Siedlung überlaſſen. 


§ 12. 

Die Reichs- und die Staatsregierung werden dahin wirken, daß die Deutſche Siedlungsbank 
und die Preußiſche Landesrentenbank von allen Steuern, Stempeln, Gebühren, Gerichtskoſten und 
Abgaben ſonſtiger Art, die Reich, Länder oder Gemeinden (Gemeindeverbände) erheben, befreit 
werden. 

§ 13. 

(1) Geſetzentwürfe, Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorſchriften und ⸗anordnungen, welche 
die Deutſche Siedlungsbank und die Preußiſche Landesrentenbank betreffen, werden von der Reichs⸗ 
regierung und von der Staatsregierung im Rahmen ihrer verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeit nur 
im gegenſeitigen Einvernehmen eingebracht oder erlaſſen werden. 

(2) Die Reichs- und die Staatsregierung werden die Ausführungsvorſchriften, Richtlinien 
und Erlaſſe für das Zwiſchen- und Dauerkreditweſen nur in gegenſeitigem Einvernehmen heraus⸗ 
geben und abändern ſowie auf eine weitgehende Angleichung der bisherigen Beſtimmungen für 
das Zwiſchen⸗ und Dauerkreditweſen hinwirken. 


§ 14. 

() Das Eigenkapital der Deutſchen Siedlungsbank, die ihr von der Preußiſchen Landes- 
rentenbank gemäß § 11 dieſes Abkommens überlaſſenen Beträge und die ihr zur Verwaltung über⸗ 
wieſenen Reichs- und preußiſchen Zwiſchenkredite werden mit Ausnahme der auf die außer⸗ 
preußiſchen Länder entfallenden Anteile an den Zwiſchenkreditmitteln einheitlich verwaltet und im 
ganzen preußiſchen Staatsgebiet verwendet. 

(2) Die Zinſen für die der Deutſchen Siedlungsbank zur Verwaltung überwieſenen Reichs⸗ 
und preußiſchen Zwiſchenkreditmittel, die im preußiſchen Staatsgebiet verwendet werden, ſtehen 
unbeſchadet der Beſtimmungen der $$ 15 Abſ. 4 und 16 Abſ. 2 dieſes Abkommens dem Reich und 
dem Preußiſchen Staat anteilig zu. 

§ 15. 

(1) Die Bürgſchaften, die für die Kapitalbeſchaffung durch die Preußiſche Landesrentenbant 
notwendig werden, wird der Preußiſche Staat, alle übrigen Bürgſchaften für die Beſchaffung von 
Zwiſchen- und Dauerkrediten wird das Reich übernehmen. Soweit das Reich oder der Preußiſche 
Staat aus ſolchen Bürgſchaftsverpflichtungen in Anſpruch genommen werden, iſt der gezahlte 
Betrag von dem anderen Vertragsteil zur Hälfte zu erſtatten. 

(2) Die von der Errichtung der Deutſchen Siedlungsbank ab eintretenden Verluſte dieſer 
Anſtalt aus der Zwiſchen⸗ und Dauerkreditgewährung in Preußen werden, ſoweit das Vermögen 
der Deutſchen Siedlungsbank hierfür nicht ausreicht, vom Reich und vom Preußiſchen Staat je 
zur Hälfte getragen. Das gleiche gilt für die von demſelben Zeitpunkt ab eintretenden Verluſte 
der Preußiſchen Landesrentenbank aus der Gewährung von Siedlungsdauerkrediten, ſoweit ihr 
Vermögen hierfür nicht ausreicht. 

(8) Im gleichen Verhältnis werden vom 1. Oktober 1930 ab die Zuſchußleiſtungen für Sied⸗ 
lungen in Preußen, ſo namentlich Zuſchüſſe für Zinſen, Disagio, Bonifikationen uſw., die für 
Hypotheken, Anleihen, Kommunalobligationen, Kommunaldarlehen und Darlehen ſonſtiger Art 
gewährt werden, ſowie die Zuſchüſſe für die Regelung der öffentlich-rechtlichen Verhältniſſe — gemäß 
$ 12 des Preußiſchen Geſetzes über die Genehmigung von Siedlungen nach $ 1 des Reichsſiedlungs⸗ 
geſetzes vom 1. März 1923 (Preuß. Geſetzſamml. S. 49) — vom Reich und vom Preußiſchen Staat 
getragen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 32, ausgegeben am 4. 8. 31. 147 


() Die Zuſchüſſe gemäß Abſ. 3 werden, ſoweit möglich, aus beſonderen Fonds der Deutſchen 
Siedlungsbank, die von ihr für das Reich und den Preußiſchen Staat geſondert verwaltet werden, 
gezahlt, und zwar bevor hieraus Beträge für den im § 16 Abſ. 2 dieſes Abkommens genannten 
Zweck entnommen werden. In dieſe Fonds fließen die Dividenden, die dem Reich und dem 
Preußiſchen Staat aus der Kapitalbeteiligung an der Deutſchen Siedlungsbank und dem Preußi⸗ 
ſchen Staate aus der Beteiligung an der Preußiſchen Landesrentenbank zuſtehen, die Zinſen 
und ſonſtige Erträge aus den vom Reich und von dem Preußiſchen Staat der Deutſchen Sied⸗ 
lungsbank zur Verwaltung übertragenen Mitteln ſowie die von den Anſtaltsverſammlungen der 
Deutſchen Siedlungsbank und der Preußiſchen Landesrentenbank für die Leiſtungen gemäß Abſ. 3 
ausgewieſenen Beträge. 


§ 16. 

(1) Die Verluſte, die der Preußiſchen Landesrentenbank aus der Ausgabe von Liquidations⸗ 
goldrentenbriefen oder aus ihr noch zu übertragenden Aufgaben, die nicht zur Förderung der länd⸗ 
lichen Siedlung dienen (3. B. $ 7) erwachſen, trägt der Preußiſche Staat allein. 

(2) Soweit für die unter Mitwirkung der Deutſchen Siedlungsbank im preußiſchen Staats- 
gebiete geſchaffenen Siedlungen vom 1. April 1931 ab jährlich mehr als 20 Millionen Reichsmark 
an Hauszinsſteuerhypotheken benötigt werden, wird auf Antrag des Preußiſchen Staates dieſer 
Mehrbetrag von der Deutſchen Siedlungsbank beſchafft. Die jährlichen Zuſchußleiſtungen für 
dieſen Mehrbetrag werden in erſter Linie aus den hierfür beſtimmten Gewinnen der Deutſchen 
Siedlungsbank, in zweiter Linie je zur Hälfte aus den Fonds des Reichs und des Preußiſchen 
Staates gemäß § 15 Abſ. 4 dieſes Abkommens entnommen, ſoweit dieſe Fonds nicht für die 
Leiſtungen gemäß § 15 Abſ. 3 dieſes Abkommens vorweg benötigt werden; die etwa weiter hierfür 
erforderlichen Zuſchüſſe werden vom Reich getragen. 

(3) Für den Fall einer Anderung des ſtaatlichen Hauszinsſteueranteils für den Wohnungsbau 
gegenüber dem Rechnungsjahr 1930 bleibt der Reichs- und der Preußiſchen Staatsregierung eine 
anderweitige Regelung vorbehalten. 


§ 17. 


Das Reich und der Preußiſche Staat werden nach Ablauf von drei Jahren ſeit dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Abkommens die finanziellen Auswirkungen der SS 14 bis 16 dieſes Abkommens über⸗ 
prüfen. Sollte ſich dabei für das Reich oder den Preußiſchen Staat eine offenbare Unbilligkeit 
ergeben, ſo werden ſie für die Zukunft einen für beide Teile angemeſſenen Ausgleich vereinbaren. 


Berlin, den 25. Auguſt 1930. 


Der Reichsarbeitsminiſter. 
gez. Dr. Stegerwald. 


Berlin, den 17. September 1930. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
gez. Dr. Höpker Aſchoff. 


Berlin, den 17. September 1930. 


Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
gez. Dr. Steiger. | 
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(Nr. 13636.) Geſetz zur Abänderung des Preußiſchen Landes rentenbankgeſetzes. Vom 31. Juli 1931. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Preußiſche Landesrentenbankgeſetz vom 29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 282) wird 
wie folgt geändert: 
1. $ 1 erhält folgende Faſſung: 
$ 1. 
Die Preußiſche Landesrentenbank dient der Förderung der landwirtſchaftlichen 
Siedlung. Sie iſt eine gemeinnützige Anſtalt des öffentlichen Rechtes mit dem Sitze 
in Berlin. ? 


2. Als § 1a wird eingefügt: 
S 1a. 

(1) Um Renten, welche auf Rentengütern haften (88 5, 11—14), abzulöſen 
und Neuſiedlungen und Anliegerſiedlungen im Sinne des $ 1 des Reichsſiedlungs⸗ 
gaßeche DR 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) zu beleihen, hat die Anſtalt 

as Recht 

a) auf den Inhaber lautende Rentenbriefe, Pfandbriefe und andere Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen auszugeben, > 

b) Darlehen aufzunehmen, 

e) fic) an Unternehmungen zur Beſchaffung von Kredit insgeſamt mit höchſtens 
10 vom Hundert des Grundkapitals und der geſetzlichen Rücklage zu beteiligen. 

(2) Verfügbares Geld darf die Landesrentenbank durch Darlehnsgewährung 
an die Deutſche Siedlungsbank, durch Hinterlegung bei geeigneten Kreditinſtituten, 
durch Ankauf ihrer eigenen Schuldverſchreibungen oder durch Ankauf ſolcher Wechſel 
und Wertpapiere, welche nach den Vorſchriften des Bankgeſetzes vom 30. Auguſt 1924 
(Reichsgeſetzbl. II S. 235) angekauft werden dürfen, ſowie durch Beleihung von Wert— 
papieren nach einer von dem Vorſtande der Landesrentenbank mit Genehmigung des 
Verwaltungsrats aufzuſtellenden Anweiſung nutzbar machen. Die Anweiſung hat 
die beleihungsfähigen Papiere und die zuläſſige Höhe der Beleihung feſtzuſetzen. 

(3) Der Erwerb von Grundſtücken iſt der Anſtalt nur zur Verhütung von 
Verluſten an Landesrentenbankrenten, Hypotheken (Grundſchulden) und zur Be- 
ſchaffung von Geſchäftsräumen geſtattet. 

(4) Der Anſtalt können ſonſtige mit der Finanzierung der landwirtſchaftlichen 
Siedlung in Verbindung ſtehende Aufgaben für fremde Rechnung durch die zuſtändigen 
Miniſter übertragen werden. 

6) Die Einrichtung von Zweigniederlaſſungen iſt nach dem Ermeſſen des 
Verwaltungsrats und mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſter zuläſſig. 


3. $ 2 erhält folgende Faſſung: 
82. 
Der Staat gewährleiſtet die Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Landes- 
rentenbank aus der Ausgabe der Inhaberſchuldverſchreibungen ($ La Abi. 1 Ziff. a) 
erwachſen. Für die Anſprüche der Inhaber der Schuldverſchreibungen gegenüber 
dem Staate iſt der ordentliche Rechtsweg zuläſſig. 


4. Als § 2 a wird eingefügt: 
S 2a. 
(1) Das Grundkapital der Anftalt befteht aus den für die Zeit ihres Beſtehens 
gewährten Stammeinlagen des Preußiſchen Staates und der Deutſchen Siedlungs⸗ 
bank. Das Reich und andere Länder können ſich beteiligen. 
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(2) Das Grundkapital beträgt 20 Millionen Reichsmark, die Stammeinlage 
des Preußiſchen Staates und der Deutſchen Siedlungsbank beträgt je 10 Millionen 
Reichsmark. 

(3) Eine Erhöhung des Grundkapitals kann durch die Satzung beſtimmt 
werden. 

(4) Der Gewinnanteil darf höchſtens 5 vom Hundert betragen. 

5. Als § 2 b wird eingefügt: 
§ 2 b. 

Zur Deckung eines aus der Bilanz ſich ergebenden Verlustes iſt eine Rücklage 
zu bilden. Dieſer werden vom Preußiſchen Staate und der Deutſchen Siedlungsbank 
insgeſamt 10 Millionen Reichsmark überwieſen. 


6. $ 3 erhält folgende Faſſung: 


(1) Organe der Anſtalt ſind der Vorſtand, der Verwaltungsrat und die An⸗ 
ſtaltsverſammlung. Mindeſtens ein Vorſtandsmitglied muß zum Richteramt be⸗ 
fähigt ſein. 

(2) Die Anſtalt ſteht unter der Aufſicht des Finanzminiſters und des Miniſters 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


7. Als SS 3a und 3b werden eingefügt: 


§3 a. 

(1) Die hauptamtlichen Vorſtandsmitglieder der Landesrentenbank find als 
mittelbare preußiſche Staatsbeamte anzuſtellen. Ihre Anſtellung erfolgt auf Zeit 
und bedarf der Beſtätigung durch die zuſtändigen Miniſter. Ihre Dienſtbezüge 
werden in Anlehnung an die jeweiligen Dienſtbezüge der unmittelbaren Staats- 
beamten geregelt. 

(2) Die Geſchäfte der Landesrentenbank werden, ſoweit ſie in dieſem Geſetze 
nicht den Landeskulturbehörden übertragen ſind, von dem Vorſtande geführt. Inner⸗ 
halb dieſes Geſchäftsbereichs vertritt er die Anſtalt gerichtlich und außergerichtlich. 
Die innerhalb des Geſchäftskreiſes der Anſtalt unter Beidrückung des Siegels nach 
Maßgabe der Satzung ausgeſtellten Urkunden haben die Eigenſchaft öffentlicher 
Urkunden. 

(3) Defektenbeſchlüſſe des Vorſtandes find ohne weiteres vollſtreckbar. 

(4) Die Vorſtandsmitglieder, welche mittelbare preußiſche Staatsbeamte find, 
unterſtehen dem Geſetze, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, 
die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 
1852 (Geſetzſamml. S. 465) und den dieſes Geſetz abändernden und ergänzenden 
Beſtimmungen, ſoweit nicht in dieſem Geſetz etwas anderes beſtimmt iſt. Dienſt⸗ 
vorgeſetzte der Mitglieder des Vorſtandes ſind der Finanzminiſter und der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, Dienſtvorgeſetzter der nicht zum Vorſtand 
gehörenden Beamten iſt der Vorſtand. Die Einleitung des Diſziplinarverfahrens, 
die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und des Beamten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wird bei Vorſtandsmitgliedern von der Aufſichtsbehörde, bei den nicht zum 
Vorſtand gehörenden Beamten von dem Vorſtande verfügt. Entſcheidende Difziplinar- 
behörde erſter Inſtanz iſt hinſichtlich der nicht zum Vorſtand gehörenden Beamten die 
Regierung in Potsdam. 

$ 3 b. 

(1) Die Rechtsverhältniſſe der Anſtalt werden innerhalb der Vorſchriften dieſes 

Geſetzes durch die Satzung beſtimmt. Die erſte Satzung wird von dem Staats⸗ 
miniſterium erlaſſen. Über Satzungsänderungen beſchließt die Anſtaltsverſammlung. 
Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. Die 
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Satzung und ihre Anderungen find jeweils in der Preußiſchen Geſetzſammlung zu 
veröffentlichen und dem Landtage zur Kenntnis vorzulegen. ; 

(2) Die Satzungsvorſchriften über die Ausgabe von Pfandbriefen auf Grund 
von Hypotheken (Grundſchulden) follen die Grundſätze in den Vorſchriften der $ 7 
Abſ. 2 bis 4, § 8 Abſ. 2 und 3, $$ 9 und 10 berückſichtigen. 


8. $ 4 erhält folgende Faſſung: 
§ 4. 

Soweit es ſich um die Maßnahmen zur Einziehung von Renten, Hypotheken- 
zinſen und Tilgungsbeträgen ſowie um Maßnahmen zur Ablöfung von Renten und 
zur Tilgung von Hypotheken handelt, liegt die Geſchäftsführung einſchließlich der 
gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung den Landeskulturbehörden ob. 


9. $ 5 erhält folgenden Abſ. 1 a: 

(1a) Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß auch die Rentengutsrenten 
von ſolchen Grundſtücken abgelöſt werden können, die, ohne ſelbſt Siedlungsrenten⸗ 
güter zu ſein, bei der Gründung von Rentengutskolonien zur wirtſchaftlichen Förde⸗ 
rung der Siedlungsrentengüter ausgewieſen werden. 


10. $ 5 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
(2) Die Vermittlung der Landesrentenbank geſchieht in der Weiſe, daß fie den 
Rentenberechtigten gegen Überlaſſung der Rentengutsrente abfindet und von dem 
Rentengutsbeſitzer eine Landesrentenbankrente bezieht. 


11. $ 7 erhält folgende Faſſung: 
§ 7. 

(1) Der Rentenberechtigte erhält von der Landesrentenbank als Abfindung 
das zwiſchen ihm und dem Rentengutsbeſitzer als Ablöſungsbetrag vereinbarte Viel⸗ 
fache der Rentengutsrente. 

(2) Der Rentenberechtigte erhält die Abfindung zu einem Teile in Landes- 
rentenbriefen zum Nennwert (Rentenbriefabfindung), zu einem Teile in bar (Bar⸗ 
abfindung). Die Rentenbriefabfindung erfolgt inſoweit, als die Landesrentenbank⸗ 
vente zur Verzinſung und Tilgung der Landesrentenbriefe ausreicht. Die Barab- 
findung wird in der Regel aus den von der Landesrentenbank für dieſe Zwecke 
aufgenommenen Darlehen gezahlt. Der Finanzminiſter kann die Jahresleiſtungen, 
die für dieſe Darlehen an die Gläubiger der Landesrentenbank zu zahlen ſind, bis zu 
dem Zeitpunkte der Einbeziehung der Barabfindung in die Verzinſung und Tilgung 
durch die Landesrentenbankrente übernehmen und die Erſtattung eines Teiles der 
von ihm übernommenen Beträge ohne Berechnung von Zinſen nach Tilgung der 
Abfindung verlangen. 

(3) Durch die Satzung kann eine von dem Abſ. 2 abweichende andere Art der 
Abfindung geregelt werden. 

(4) Die Landesrentenbank kann verlangen, daß die dem Rentenberechtigten 
als Abfindung zuſtehenden Rentenbriefe nur durch ihre Vermittlung für Rechnung 
des Rentenberechtigten verkauft oder anderweit verwertet werden. 


12. Im $ 8 erhalten Abſ. 2 und 3 folgende Faſſung: 
(2) Die Landesrentenbankrente beträgt 5 vom Hundert der Abfindung. Durch 
die Satzung kann ein anderer Hundertſatz feſtgeſetzt werden. 
(3) Die Laufzeit der Landesrentenbankrente wird unter Berückſichtigung der 
gemäß § 7 Abſ. 2 Satz 4 zu erſtattenden Beträge durch die Satzung feſtgeſetzt, 
höchſtens jedoch auf ſiebzig Jahre. 


13. § 9 Abſ. 2 wird geſtrichen. 


14, 


15. 


16. 


TË 


18. 
193 


26. 


27. 
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Im $ 10 Abi. 2 und 3 werden die Worte: „der Nennwert des als Abfindung gewährten 
Rentenbriefkapitals zuzüglich des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes“ erſetzt 
durch die Worte „der Nennwert der Abfindung“. 


Im $ 10 Abi. 4 werden die Worte „zweier Kreisverordneten“ erſetzt durch die Worte 
„von landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen“. 


§ 10 Abſ. 4 erhält folgenden Zuſatz: 
Der Vorſtand der Landesrentenbank kann verlangen, zu dieſen Taxen hinzugezogen 
zu werden. 


Im $ 12 erhält Abſ. 1 folgende Faſſung: 

(1) Zum Erwerb und zur erſtmaligen Einrichtung eines Siedlungsrenten⸗ 
guts kann die Landesrentenbank Darlehen auf Antrag an einzelne Siedler unmittel- 
bar gewähren, ohne daß es der Einſchaltung einer Siedlungsgeſellſchaft oder einer 
ſonſtigen Vermittlungsſtelle als Siedlungsträgers bedarf. Vorausſetzung für die 
Darlehnsgewährung iſt, daß die Siedlung unter Mitwirkung und Aufſicht des 
Kulturamts errichtet wird. Als erſtmalige Einrichtung gilt es auch, wenn die 
Gebäude eines Siedlungsrentenguts in dem zum vollen Wirtſchaftsbetriebe erforder⸗ 
lichen Umfange nicht ſchon bei feiner Begründung, ſondern erſt ſpäter, jedoch inner- 
halb von zwölf Jahren errichtet oder ergänzt werden, ſofern der Ausbau des Gied- 
lungsrentenguts bereits bei ſeiner Begründung feſtgelegt iſt (Ausbauſiedlung). Die 
Vorſchriften des S 7 Abſ. 2 bis 4 finden ſinngemäß Anwendung. 


Im $ 12 Abſ. 2, 3 und 4 wird das Wort „Einrichtungsdarlehen“ erſetzt durch „Darlehen“. 


Im $ 13 Abſ. 1 werden die Worte „in 4½ Ligen oder 5 Pigen Landesrentenbriefen nach 
dem Nennwert“ geſtrichen. 


. $ 13 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 


Die Vorſchriften des § 7 Abſ. 2 bis 4 finden ſinngemäß Anwendung. 


. 88 15 und 16 werden geſtrichen. 
Im $ 17 treten an die Stelle der Worte „Die Vorſchriften des § 10 Abſ. 1 und 2 finden 


auf die Vermittlung der Landesrentenbank bei der Ablöſung von Erbabfindungs⸗ 
renten“ die Worte „Auf die Ablöſung von Erbabfindungsrenten finden die 
Vorſchriften der SS 5 bis 10. .. 


. $ 23 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 


Die zuſtändigen Miniſter können eine andere Regelung treffen. 


Im $ 25 Abſ. 2 wird Satz 2 geſtrichen. 
. $ 26 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


(1) Der Rentenverpflichtete kann ſich von der Verpflichtung zur weiteren 
Entrichtung der Landesrentenbankrente durch Zahlung einer Summe befreien, die 
ſich unter Zugrundelegung der Landesrentenbankrente und ihrer Laufzeit errechnet 
(Kapitaltilgung). 


Im $ 26 Abi. 1 Satz 3 treten an die Stelle der Worte „Die zuſtändigen Miniſter ſtellen 
Tafeln auf“ die Worte „Der Vorſtand der Landesrentenbank ſtellt mit Zuſtimmung 
der zuſtändigen Miniſter Tafeln auf“. 


Im $ 27 erhält Nbj. 1 folgende Faſſung: 
(1) Die Landesrentenbankrente iſt ſeitens der Landesrentenbank unkündbar. 
Die Landesrentenbank kann jedoch von dem Rentenverpflichteten die ſofortige 
Kapitaltilgung ($ 26) verlangen, 
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28. 


29. 


36. 


37. 
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a) wenn der Rentengutsbeſitzer oder ein Dritter auf das Rentengut in ſolcher 
Weiſe einwirkt, daß eine die Sicherheit der Landesrentenbankrente gefährdende 
Verſchlechterung des Rentenguts zu beſorgen iſt, 

b) wenn der Rentengutsbeſitzer den Auflagen des Vorſtehers des Kulturamts 
zur ordnungsmäßigen Unterhaltung und Verſicherung der Gebäude nicht 
nachkommt, ; 

e) wenn der Rentengutsbefiger in Konkurs gerät oder durch Zwangsvollſtreckung 
zur Zahlung der rückſtändigen Landesrentenbankrente angehalten werden muß 
oder wenn die gerichtliche Zwangsverſteigerung in das Grundſtück eingeleitet 
wird, 

d) wenn das Eigentum an dem Rentengut auf eine andere Perſon als die Ehefrau 
des Rentengutsbeſitzers oder einen ſeiner Abkömmlinge übergeht. 


§ 28 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
Der der Landesrentenbant entſtehende Ausfall wird dadurch gedeckt, daß die Nb- 
findung um die Zinſen der Abfindung für die Dauer der Stundung erhöht und von 
dieſer Summe eine Landesrentenbankrente (§ 8 Abſ. 2 u. 3) gezahlt wird; der 
Zinsſatz wird durch die Satzung feſtgeſetzt; die Tilgung beginnt mit dem Tage der 
Zahlung der Landesrentenbankrente durch den Rentenverpflichteten. 


$ 28 erhält folgenden neuen Abf. 1 a: 
(1a) Die während der Stundung der Landesrentenbankrenten zur Verzinſung und 
Tilgung der Abfindung verauslagten Beträge kann ſich die Landesrentenbank durch 
Ausgabe von Landesrentenbriefen zu dem Zeitpunkte beſchaffen, an dem die Zahlung 
der Landesrentenbankrente beginnt. 


Im $ 28 Abi. 2 wird „(S 16)“ geſtrichen. 
. $$ 31 bis 34 werden aufgehoben. 


. $$ 35, 36, 38 bis 41 werden aufgehoben. 
Im $ 44 treten an die Stelle der Worte „oder für Landesrentenbriefe der Preußiſchen 


Landesrentenbank“ die Worte „oder für alle von der Preußiſchen Landesrentenbank 
ausgegebenen Inhaberſchuldverſchreibungen“. 


. SS 46, 48 werden aufgehoben. 
Es wird folgender neuer $ 46 a eingefügt: 


S 46 a. 
Die Landesrentenbank iſt von allen Steuern und Gebühren des Staates oder 
der Gemeinden (Gemeindeverbände) befreit. 
Als § 46 b wird eingefügt: 
§ 46 b. 
Die Auflöſung der Anſtalt erfolgt auf Grund eines Geſetzes. 
§ 47 erhält folgende Faſſung: 
§ 47. 
Die zuſtändigen Miniſter treffen die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforder— 
lichen Vorſchriften im Einvernehmen mit der Reichsregierung. 


Artikel II. 


Das Ausführungsgeſetz zum Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. 
S. 1429) vom 15. Dezember 1919 (Geſetzſamml. 1920 S. 31) erhält folgenden $ 38 a: 


§ 38 a. 


Das Geſetz, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedelungsgütern vom 8. Juni 
1896 GGeſetzſamml. S. 124), wird wie folgt geändert: 


- 
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1. $ 1 erhält folgende Ziffer 4: 

4. alle Neuſiedlungen und Anliegerſiedlungen im Sinne des § 1 des Reichsſiedlungs⸗ 
geſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429), die einen mit Mitteln des 
Reichs, des Staates oder der Deutſchen Siedlungsbank verbilligten Siedlungsdauer⸗ 
kredit erhalten haben. 

2. Im E 1 Abſ. 2 wird das Wort „Rentengütern“ erſetzt durch das Wort „Siedlerſtellen“. 


Artikel III. 
Das Geſetz über Rentengüter vom 27. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 209) wird wie folgt 
geändert: 
S 1 Abi. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
Der Betrag der Geldrente kann gering ſein. Die Abzahlung der Rentenlaſt berührt 
nicht die Eigenſchaft als Rentengut und die Beſtändigkeit des dinglichen Wieder⸗ 
kaufsrechts. 


Artikel IV. 


Der Staat gewährleiſtet die Erfüllung der Verbindlichkeiten aus den Abfindungsſchuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber, welche die Landesrentenbank zur Befriedigung der Anſprüche 
der Rentenbriefgläubiger der ehemaligen Rentenbanken für die Provinzen Poſen, Oſt- und Weſt⸗ 
preußen (Preußen), Schleſien ausgibt. Für die Anſprüche der Inhaber der Schuldverſchreibungen 
gegenüber dem Staate iſt der ordentliche Rechtsweg zuläſſig. 


Artikel V. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Wortlaut des Preußiſchen Landesrentenbankgeſetzes 
vom 29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 283) in der durch Artikel I bedingten Faſſung unter 
der Bezeichnung „Preußiſches Landesrentenbankgeſetz“ in fortlaufender Sarg gu ber: 
öffentlichen. 

Artikel VI. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Auguſt 1931, der Artikel IV jedoch mit Wirkung vom 1. April 
1931 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Juli 1931. 


(Siegel ) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff 


zugleich für den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
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(Nr. 13637.) Bekanntmachung der Neufaſſung des Preußiſchen Landesrentenbanlgeſetzes. Vom 
1. Auguſt 1931. 


Auf Grund des Artikels V des Geſetzes zur Abänderung des Preußiſchen Landesrenten⸗ 
bankgeſetzes vom 31. Juli 1931 (Geſetzſamml. S. 148) wird der Wortlaut des Preußiſchen Landes⸗ 


rentenbankgeſetzes vom 29. Dezember 1927 in der durch Artikel I des Geſetzes vom 31. Juli 1931 
bedingten Faſſung in fortlaufender Paragraphenfolge hierunter bekanntgegeben. 


Berlin, den 1. Auguſt 1931. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff.“ 


Preußiſches Landes rentenbankgeſetz. 
Erſter Abſchnitt. 


Preußiſche Landesrentenbank. 


$ 1. 
Die Preußiſche Landesrentenbank dient der Förderung der landwirtſchaftlichen Siedlung. 
Sie iſt eine gemeinnützige Anſtalt des öffentlichen Rechtes mit dem Sitze in Berlin. 


$ 2. 

(1) Um Renten, welche auf Rentengütern haften (SS 10, 16—19), abzulöſen und Neu⸗ 
ſiedlungen und Anliegerſiedlungen im Sinne des § 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 
1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) zu beleihen, hat die Anſtalt das Recht 

a) auf den Inhaber lautende Rentenbriefe, Pfandbriefe und andere Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen auszugeben, 

b) Darlehen aufzunehmen, 

c) ſich an Unternehmungen zur Beſchaffung von Kredit insgeſamt mit höchſtens 
10 vom Hundert des Grundkapitals und der geſetzlichen Rücklage zu beteiligen. 

(2) Verfügbares Geld darf die Landesrentenbank durch Darlehnsgewährung an die Deutſche 
Siedlungsbank, durch Hinterlegung bei geeigneten Kreditinſtituten, durch Ankauf ihrer eigenen 
Schuldverſchreibungen oder durch Ankauf ſolcher Wechſel und Wertpapiere, welche nach den Vor- 
ſchriften des Bankgeſetzes vom 30. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. II S. 235) angekauft werden dürfen, 
ſowie durch Beleihung von Wertpapieren nach einer von dem Vorſtande der Landesrentenbank mit 
Genehmigung des Verwaltungsrats aufzuſtellenden Anweiſung nutzbar machen. Die Anweiſung 
hat die beleihungsfähigen Papiere und die zuläſſige Höhe der Beleihung feſtzuſetzen. 

(3) Der Erwerb von Grundſtücken iſt der Anftalt nur zur Verhütung von Verluſten an 
Landesrentenbankrenten, Hypotheken (Grundſchulden) und zur Beſchaffung von Geſchäftsräumen 
geſtattet. 

(4) Der Anſtalt können ſonſtige mit der Finanzierung der landwirtſchaftlichen Siedlung in 
Verbindung ſtehende Aufgaben für fremde Rechnung durch die zuſtändigen Miniſter übertragen 
werden. 

(5) Die Einrichtung von Zweigniederlaſſungen iſt nach dem Ermeſſen des Verwaltungsrats 
und mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſter zuläſſig. 


S 3. 
Der Staat gewährleiftet die Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Landesrentenbank aus 
der Ausgabe der Inhaberſchuldverſchreibungen ($ 2 Abi. 1 Ziff. a) erwachſen. Für die Anſprüche 
der Inhaber der Schuldverſchreibungen gegenüber dem Staate iſt der ordentliche Rechtsweg zuläſſig. 


Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 32, ausgegeben am 4. 8. 31. 155 


é $ 4. 

(1) Das Grundkapital der Anſtalt beſteht aus den für die Zeit ihres Beſtehens gewährten 
Stammeinlagen des Preußiſchen Staates und der Deutſchen Siedlungsbank. Das Reich und 
andere Länder können ſich beteiligen. 

(2) Das Grundkapital beträgt 20 Millionen Reichsmark, die Stammeinlage des Preußiſchen 
Staates und der Deutſchen Siedlungsbank beträgt je 10 Millionen Reichsmark. 

(3) Eine Erhöhung des Grundkapitals kann durch die Satzung beſtimmt werden. 

(4) Der Gewinnanteil darf höchſtens 5 vom Hundert betragen. 


$ 5. 
Zur Deckung eines aus der Bilanz ſich ergebenden Verluſtes iſt eine Rücklage zu bilden. 
Dieſer werden vom Preußiſchen Staate und der Deutſchen Siedlungsbank insgeſamt 10 Millionen 
Reichsmark überwieſen. 


$ 6. 
(1) Organe der Anſtalt find der Vorſtand, der Verwaltungsrat und die Anſtaltsverſammlung. 
Mindeſtens ein Vorſtandsmitglied muß zum Richteramt befähigt ſein. 
(2) Die Anſtalt ſteht unter der Aufſicht des Finanzminiſters und des Miniſters für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten. 


ST. 

(1) Die hauptamtlichen Vorſtandsmitglieder der Landesrentenbank find als mittelbare 
preußiſche Staatsbeamte anzuſtellen. Ihre Anſtellung erfolgt auf Zeit und bedarf der Beſtätigung 
durch die zuſtändigen Miniſter. Ihre Dienſtbezüge werden in Anlehnung an die jeweiligen Dienſt⸗ 
bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten geregelt. 

(2) Die Geſchäfte der Landesrentenbank werden, ſoweit fie in dieſem Geſetze nicht den Landes 
kulturbehörden übertragen ſind, von dem Vorſtande geführt. Innerhalb dieſes Geſchäftsbereichs 
vertritt er die Anſtalt gerichtlich und außergerichtlich. Die innerhalb des Geſchäftskreiſes der Anſtalt 
unter Beidrückung des Siegels nach Maßgabe der Satzung ausgeſtellten Urkunden haben die Eigen⸗ 
ſchaft öffentlicher Urkunden. 

(3) Defektenbeſchlüſſe des Vorſtandes find ohne weiteres vollſtreckbar. 

(4) Die Vorſtandsmitglieder, welche mittelbare preußiſche Staatsbeamte find, unterſtehen dem 
Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf 
eine andere Stelle oder in den Ruheſtand vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465), und den dieſes 
Geſetz abändernden und ergänzenden Beſtimmungen, ſoweit nicht in dieſem Geſetz etwas anderes 
beſtimmt iſt. Dienſtvorgeſetzte der Mitglieder des Vorſtandes ſind der Finanzminiſter und der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, Dienſtvorgeſetzter der nicht zum Vorſtand 
gehörenden Beamten iſt der Vorſtand. Die Einleitung des Diſziplinarverfahrens, die Ernennung 
des Unterſuchungskommiſſars und des Beamten der Staatsanwaltſchaft wird bei Vorſtandsmit⸗ 
gliedern von der Aufſichtsbehörde, bei den nicht zum Vorſtand gehörenden Beamten von dem Vor⸗ 
ſtande verfügt. Entſcheidende Diſziplinarbehörde erſter Inſtanz iſt hinſichtlich der nicht zum Vor⸗ 
ſtand gehörenden Beamten die Regierung in Potsdam. 


$ 8. 

(1) Die Rechtsverhältniſſe der Anſtalt werden innerhalb der Vorſchriften dieſes Geſetzes durch 
die Satzung beſtimmt. Die erſte Satzung wird von dem Staatsminiſterium erlaſſen. Über 
Satzungsänderungen beſchließt die Anſtaltsverſammlung. Satzungsänderungen bedürfen der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. Die Satzung und ihre Anderungen ſind jeweils in der 
Preußiſchen Geſetzſammlung zu veröffentlichen und dem Landtage zur Kenntnis vorzulegen. 

(2) Die Satzungsvorſchriften über die Ausgabe von Pfandbriefen auf Grund von Hypotheken 
(Grundſchulden) follen die Grundſätze in den Vorſchriften der $ 12 Abſ. 2 bis 4, § 13 Abi. 2 und 3, 
SS 14 und 15 berückſichtigen. 
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99. 4 
Soweit es fit um die Maßnahmen zur Einziehung von Renten, Hypothekenzinſen und 
Tilgungsbeträgen ſowie um Maßnahmen zur Ablöſung von Renten und zur Tilgung von Hypo⸗ 
theken handelt, liegt die Geſchäftsführung einſchließlich der gerichtlichen und außergerichtlichen Ver⸗ 
tretung den Landeskulturbehörden ob. 


Zweiter Abſchnitt. 
Vermittlung bei der Ablöſung von Rentengutsrenten. 
§ 10. 

() Die Ablöſung der auf Rentengütern von mittlerem und kleinerem Umfange (Siedlungs⸗ 
rentengütern) haftenden Rentengutsrenten kann, ſoweit ſie nicht von der Zuſtimmung beider Teile 
abhängig iſt, auf Antrag der Beteiligten durch Vermittlung der Landesrentenbank erfolgen. 

(2) Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß auch die Rentengutsrenten von ſolchen 
Grundſtücken abgelöſt werden können, die, ohne ſelbſt Siedlungsrentengüter zu ſein, bei der 
Gründung von Rentengutskolonien zur wirtſchaftlichen Förderung der Siedlungsrentengüter aus⸗ 
gewieſen werden. 

(3) Die Vermittlung der Landesrentenbank geſchieht in der Weiſe, daß fie den Renten= 
berechtigten gegen Überlaſſung der Rentengutsrente abfindet und von dem Rentengutsbeſitzer eine 
Landesrentenbankrente bezieht. 


Sell, 
Die Vermittlung der Landesrentenbank kann beantragt werden 


a) von dem Rentenberechtigten, ſoweit er die Ablöſung der Rentengutsrente von dem Renten⸗ 
gutsbeſitzer beanſpruchen kann, 

b) von dem Rentengutsbeſitzer, ſoweit er zur Ablöſung der Rentengutsrente ohne Zuſtimmung 
des Rentenberechtigten befugt iſt oder ſoweit dieſer von dem ihm zuſtehenden Rechte, die 
Ablöſung zu fordern, Gebrauch macht. 


$ 12. 

(1) Der Rentenberechtigte erhält von der Landesrentenbank als Abfindung das zwiſchen ihm 
und dem Rentengutsbeſitzer als Ablöſungsbetrag vereinbarte Vielfache der Rentengutsrente. 

(2) Der Rentenberechtigte erhält die Abfindung zu einem Teile in Landesrentenbriefen zum 
Nennwert (Rentenbriefabfindung), zu einem Teile in bar (Barabfindung). Die Rentenbrief⸗ 
abfindung erfolgt inſoweit, als die Landesrentenbankrente zur Verzinſung und Tilgung der Landes- 
rentenbriefe ausreicht. Die Barabfindung wird in der Regel aus den von der Landesrentenbank 
für dieſe Zwecke aufgenommenen Darlehen gezahlt. Der Finanzminiſter kann die Jahresleiſtungen, 
die für dieſe Darlehen an die Gläubiger der Landesrentenbank zu zahlen ſind, bis zu dem Zeitpunkte 
der Einbeziehung der Barabfindung in die Verzinſung und Tilgung durch die Landesrentenbank⸗ 
rente übernehmen und die Erſtattung eines Teiles der von ihm übernommenen Beträge ohne Be— 
rechnung von Zinſen nach Tilgung der Abfindung verlangen. 

(3) Durch die Satzung kann eine von dem Abſ. 2 abweichende andere Art der Abfindung 
geregelt werden. t 

(4) Die Landesrentenbank kann verlangen, daß die dem Rentenberechtigten als Abfindung 
zuſtehenden Rentenbriefe nur durch ihre Vermittlung für Rechnung des Rentenberechtigten ver⸗ 
kauft oder anderweit verwertet werden. 


§ 18. 
(1) Der Rentengutsbeſitzer hat vom Zeitpunkt der Rentenübernahme ($ 23) ab eine Landes⸗ 
rentenbankrente an die Landesrentenbank zu entrichten. 
(2) Die Landesrentenbankrente beträgt 5 vom Hundert der Abfindung. Durch die Satzung 
kann ein anderer Hundertſatz feſtgeſetzt werden. 
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(8) Die Laufzeit der Landesrentenbankrente wird unter Berückſichtigung der gemäß § 12 
Abſ. 2 Satz 4 zu erſtattenden Beträge durch die Satzung feſtgeſetzt, höchſtens jedoch auf ſiebzig Jahre. 


§ 14. 
Die Vermittlung der Landesrentenbank iſt nur inſoweit zuläſſig, als der abzulöſenden Rente 
das Vorrecht vor den ſonſtigen privatrechtlichen Belaſtungen des Rentenguts zuſteht. Landesrenten⸗ 
bankrenten gelten nicht als Belaſtungen im Sinne dieſer Vorſchrift. 


§ 15. 

(1) Die Vermittlung der Landesrentenbank iſt nur inſoweit zuläſſig, als für die zu über⸗ 
nehmende Landesrentenbankrente die gehörige Sicherheit vorhanden iſt. 

(2) Die Sicherheit kann als vorhanden angenommen werden, wenn der Nennwert der Ab: 
findung innerhalb der erſten drei Viertel des durch landſchaftliche (ritterſchaftliche) oder beſondere 
Taxe zu ermittelnden Wertes der Rentengüter zu ſtehen kommt. 

(3) Bei Rentengütern, die nur ſo groß ſind, daß ſie ganz oder hauptſächlich ohne fremde 
Arbeitskräfte bewirtſchaftet werden können, kann die Sicherheit auch dann als vorhanden an— 
genommen werden, wenn der Nennwert der Abfindung innerhalb der erſten neun Zehntel des durch 
eine der vorbezeichneten Taxen zu ermittelnden Wertes der Rentengüter zu ſtehen kommt. 

(4) Die beſondere Taxe (Abſ. 2 und 3) wird durch den Vorſteher des Kulturamts unter 
Zuziehung von landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen und, falls es auf Abſchätzung von Gebäuden 
ankommt, eines Bauſachverſtändigen aufgenommen und feſtgeſetzt. Der Vorſtand der Landes— 
rentenbank kann verlangen, zu dieſen Taxen hinzugezogen zu werden. 


Dritter Abſchnitt. 
Übernahme von unablöslichen R 
§ 16. 

(1) Soweit eine auf einem Siedlungsrentengute ($ 10) haftende Rentengutsrente nur mit 
Zuſtimmung beider Teile ablösbar iſt, kann die Landesrentenbank auf Antrag des Rentenberechtigten 
die Rente gegen eine nach Maßgabe des $ 12 zu berechnende Abfindung übernehmen. 

(2) Mit der Übernahme der Rente auf die Landesrentenbank gehen alle dem Renten— 
berechtigten neben der Rente aus dem Rentengutsvertrage zuſtehenden Rechte auf den Staat über. 

(3) Vom gleichen Zeitpunkt ab hat der Rentengutsbeſitzer an Stelle der bisherigen Rente 
eine nach Maßgabe des 813 zu berechnende Landesrentenbankrente an die Landesrentenbank zu 
entrichten. 

(4) Auf die Übernahme finden die Vorſchriften der $$ 14 und 15 entſprechende Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 


Gewährung von Darlehen. 
$ 17. 

(1) Zum Erwerb und zur erſtmaligen Einrichtung eines Siedlungsrentenguts kann die 
Landesrentenbank Darlehen auf Antrag an einzelne Siedler unmittelbar gewähren, ohne daß es 
der Einſchaltung einer Siedlungsgeſellſchaft oder einer ſonſtigen Vermittlungsſtelle als Siedlungs— 
trägers bedarf. Vorausſetzung für die Darlehnsgewährung iſt, daß die Siedlung unter Mitwirkung 
und Aufſicht des Kulturamts errichtet wird. Als erſtmalige Einrichtung gilt es auch, wenn die 
Gebäude eines Siedlungsrentenguts in dem zum vollen Wirtſchaftsbetrieb erforderlichen Umfange 
nicht ſchon bei ſeiner Begründung, ſondern erſt ſpäter, jedoch innerhalb von zwölf Jahren errichtet 
oder ergänzt werden, ſofern der Ausbau des Siedlungsrentenguts bereits bei ſeiner Begründung 
feſtgelegt iſt (Ausbauſiedlung). Die Vorſchriften des § 12 Abi. 2 bis 4 finden ſinngemäß Anwendung. 

(2) Das Darlehen wird durch Zahlung einer nach Maßgabe des 13 zu en 
Landesrentenbankrente verzinſt und getilgt. 
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(3) Die Vorſchriften der SS 14 und 15 finden auf die Gewährung von Darlehen und die 
dagegen zu übernehmenden Landesrentenbankrenten entſprechende Anwendung. 

(4) Inſoweit das Darlehen und die dagegen zu übernehmende Landesrentenbankrente die 
nach § 15 Abſ. 2 und 3 vorgeſchriebene Sicherheitsgrenze überſchreitet, kann die Sicherheit auch 
als vorhanden angenommen werden, wenn der Eigentümer eines anderen im Inlande belegenen 
landwirtſchaftlichen Grundſtücks für den die Sicherheitsgrenze überſchreitenden Teil die ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſche Bürgſchaft übernimmt und zu deren Sicherung auf ſeinem Grundſtücke für die Landes⸗ 
rentenbank eine Sicherungshypothek beſtellt. Die Sicherungshypothek muß innerhalb der erſten 
Hälfte des nach § 15 zu ermittelnden Wertes des Grundſtücks liegen. 


§ 18. 

(1) Sit ein Grundſtück gegen Übernahme einer feſten Geldrente nach $ 1 Abſ. 1 des Geſetzes 
über Rentengüter vom 27. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 209) zum Zwecke der Aufteilung in Sied⸗ 
lungsrentengüter (§ 10) erworben worden und tritt auf Antrag des Erwerbers (Rentenguts⸗ 
ausgebers) die Vermittlung der Landeskulturbehörde bei der Begründung der Siedlungsrenten⸗ 
güter ein, ſo kann die Landesrentenbank dem Rentengutsausgeber auf Antrag zur Durchführung 
des Rentengutsverfahrens ein Darlehen (Beſiedlungsdarlehen) gewähren. Die Vorſchriften des 
$ 12 Abi. 2 bis 4 finden ſinngemäß Anwendung. 

(2) Das Beſiedlungsdarlehen wird durch Zahlung einer nach Maßgabe des $ 13 zu 
berechnenden Landesrentenbankrente verzinſt und getilgt. 

(8) Die Vorſchriften der $$ 14 und 15 finden auf die Gewährung von Beſiedlungsdarlehen 
und die dagegen zu übernehmenden Landesrentenbankrenten mit der Maßgabe entſprechende An⸗ 
wendung, daß das Beſiedlungsdarlehen die Hälfte des nach den Vorſchriften des § 15 zu ermittelnden 
Wertes des Grundſtücks nicht überſteigen darf. 

(4) Bei Begründung der Siedlungsrentengüter wird die auf dem Grundſtücke haftende 
Landesrentenbankrente von der Landeskulturbehörde auf die einzelnen Siedlungsrentengüter verteilt. 
Für die Feſtſtellung der Sicherheit der auf das einzelne Siedlungsrentengut entfallenden Teilrente 
gilt § 15 entſprechend. 


Fünfter Abſchnitt. 
Vermittlung bei der Ablöſung von Erbabfindungsrenten. 
§ 19. 
Die nach den $$ 20, 21 und 33 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten⸗ und 
Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 124) feſtgeſetzten Erbabfindungsrenten 
können auf Antrag eines Beteiligten durch Vermittlung der Landesrentenbank abgelöſt werden. 


$ 20. 

Auf die Ablöſung von Erbabfindungsrenten finden die Vorſchriften der $$ 10 bis 15 mit 

folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 

1. Wird bei einer gerichtlichen Erbauseinanderſetzung die Übernahme einer Erbabfindungs⸗ 
rente auf die Landesrentenbank beantragt, ſo hat das Nachlaßgericht nach Beendigung des 
Verfahrens die Akten dem Vorſteher des Kulturamts zur Einleitung des Ablöſungsver⸗ 
fahrens zu überſenden. 

2. Bei Prüfung der Sicherheit der Landesrentenbankrente tritt an Stelle des Taxwerts der 
Anrechnungswert (§ 17 und § 24 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei 
Renten- und Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 — Geſetzſamml. S. 124 —). Die 
auf dem Anerbengute laſtenden Renten ſind mit dem Kapitalbetrag in Rechnung zu ſtellen, 
der durch Rentenzahlungen noch zu tilgen iſt. 

3. Soweit wegen der auf dem Anerbengute ruhenden Belaſtungen die für Landesrentenbank— 
renten erforderliche Sicherheit nicht vorhanden iſt, kann die Vermittlung der Landes- 
rentenbank bei Ablöſung der Erbabfindungsrente auch nachträglich nach Maßgabe der 
Tilgung dieſer Belaſtungen auf Antrag eines Beteiligten eintreten. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Rentenübernahmeverfahren. 
§ 21. 

(0 Anträge gemäß den $$ 11, 16, 17, 18 und 19 dieſes Geſetzes find bei dem Vorſteher des 
Kulturamts zu ſtellen. 

(2) Wird das Rentenübernahmeverfahren eingeleitet, fo hat der Vorſteher des Kulturamts 
das Grundbuchamt zu erſuchen, im Grundbuch einen Vermerk über die eingeleitete Übernahme einer 
Landesrentenbankrente (Rangſicherungsvermerk) einzutragen. Der Rangſicherungsvermerk hat die 
Wirkung, daß der Landesrentenbankrente nach der Übernahme der gleiche Rang zuſteht, als wenn 
die Übernahme bereits zur Zeit der Eintragung des Rangſicherungsvermerkes erfolgt wäre. 

(8) Ergibt ſich im Laufe des Verfahrens, daß die Übernahme nach den $$ 14 und 15 nicht 
zuläſſig tft, fo hat der Vorſteher des Kulturamts den Antrag inſoweit zurückzuweiſen. Die Löſchung 
des Rangſicherungsvermerkes erfolgt nur auf Erſuchen des Vorſtehers des Kulturamts. 

(4) Im übrigen richtet ſich das Verfahren nach den für Gemeinheitsteilungen geltenden 
Vorſchriften. Der Vorſteher des Kulturamts hat die Rechte der Landesrentenbank von Amts wegen 
wahrzunehmen. 

$ 22, 

(1) Wird das Rentenübernahmeverfahren mit der Begründung des Rentenguts verbunden, 
ſo gelten folgende Vorſchriften. 

(2) Die Begründung des Rentenguts kann auf Antrag eines Beteiligten durch Vermittlung 
der Landeskulturbehörde erfolgen. 

(3) Sofern der Begründung des Rentenguts rechtliche oder tatſächliche Bedenken nicht ent- 
gegenſtehen, hat der Vorſteher des Kulturamts das Rentengutsverfahren einzuleiten. Die Einleitung 
iſt den Beteiligten bekanntzumachen. Der Vorſteher des Kulturamts hat den Vertrag über die 
Begründung des Rentenguts in Verbindung mit dem Vertrag über die Rentenübernahme auf— 
zunehmen. Der vom Präſidenten des Landeskulturamts beſtätigte Vertrag iſt dem Grundbuchamte 
mit dem Erſuchen einzureichen, den Rentengutserwerber als Eigentümer einzutragen. In dieſem 
Falle wird das Eigentum durch die Eintragung im Grundbuch erworben. 

(4) Sofort nach Einleitung des Rentengutsverfahrens (Abſ. 3) hat der Vorſteher des Kultur: 
amts das Grundbuchamt zu erſuchen, im Grundbuch einen Vermerk über die eingeleitete Begründung 
des Rentenguts (Rentengutsſperrvermerk) einzutragen. Der Rentengutsſperrvermerk hat die 
Wirkung, daß die ſpäter eingetragenen privatrechtlichen Belaſtungen dem Rentengutsübernehmer 
gegenüber unwirkſam und Veräußerungen des Grundſtücks durch den Eigentümer ohne Genehmigung 
des Vorſtehers des Kulturamts nichtig ſind. Die Löſchung des Rentengutsſperrvermerkes erfolgt 
nur auf Erſuchen des Vorſtehers des Kulturamts. 

(5) Auf das Verfahren finden die für Gemeinheitsteilungen geltenden Vorſchriften mit 
folgenden Maßgaben Anwendung: 

a) Der Vorſteher des Kulturamts hat die Rechte der Landesrentenbank von Amts wegen 
wahrzunehmen. 

b) Zur vertragsmäßigen Begründung des Rentenguts iſt nur legitimiert, wer in anderen 

Fällen der freiwilligen Veräußerung zur Auflaſſung berechtigt iſt. 

e) Die zur Begründung des Rentenguts und zur Übernahme der Landesrentenbankrente 

erforderlichen Eintragungen im Grundbuch erfolgen auf Erſuchen der Landeskulturbehörde. 


8 23. 


(1) Auf Grund des beſtätigten Rezeſſes (SE 21 und 22) wird die Landesrentenbankrente von 
dem Vorſtande der Landesrentenbank auf die Landesventenbank übernommen. 
(2) Die Übernahme kann zum erſten Tage eines jeden Kalendervierteljahrs erfolgen. 


) $ 24. 

Erfolgt die Begründung des Rentenguts auf Antrag eines Beteiligten durch Vermittlung 
der Landeskulturbehörde, ohne daß damit ein Rentenübernahmeverfahren verbunden wird, ſo gelten 
die Vorſchriften des § 22 entſprechend. 
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Siebenter Abſchnitt. 


Landesrentenbankrente. 
8 25. 
Auf die Landesrentenbankrente finden, ſoweit nicht dieſes Geſetz etwas anderes beſtimmt, 
die für Reallaſten geltenden reichsrechtlichen Vorſchriften Anwendung. 


§ 26, 

(1) Die Landesrentenbankrente iſt in vierteljährlichen Teilbeträgen zuſammen mit der ſtaat⸗ 
lichen Grundſteuer zu entrichten und von der erhebenden Stelle an die Staatliche Kreiskaſſe abzu⸗ 
führen. Die zuſtändigen Miniſter können eine andere Regelung treffen. 

(2) Landesrentenbankrenten, die aus der Gewährung von Beſiedlungsdarlehen (8 18) 
hervorgegangen ſind, ſind bis zur Verteilung auf die Siedlungsrentengüter in vierteljährlichen 
Teilbeträgen unmittelbar an die Kaſſe der Landesrentenbank zu entrichten. 


8 27. 

() Die Landesrentenbankrente bedarf zur Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. 

(2) Das Grundbuchamt hat jedoch auf Antrag der Landeskulturbehörde nach erfolgter 
Rentenübernahme den Betrag und die Tilgungszeit der Landesrentenbankrente im Grundbuch 
zu vermerken. N 

8 28. 

() Die Beitreibung der Landesrentenbankrente kann im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 
verfahrens erfolgen. 

(2) In Anſehung des Rechtes auf Befriedigung aus dem Grundſtücke ſteht die Landesrenten⸗ 
bankrente den öffentlichen Laſten gleich. 


§ 29. 

(1) Der Rentenverpflichtete kann ſich von der Verpflichtung zur weiteren Entrichtung der 
Landesrentenbankrente durch Zahlung einer Summe befreien, die ſich unter Zugrundelegung der 
Landesrentenbankrente und ihrer Laufzeit errechnet (Kapitaltilgung). Die Kapitaltilgung kann 
auch für einen Teil der Landesrentenbankrente erfolgen. Der Vorſtand der Landesrentenbank ſtellt 
mit Zuſtimmung der zuſtändigen Miniſter Tafeln auf, aus denen ſich ergibt, welche Summe in den 
einzelnen Jahren der Laufzeit der Landesrentenbankrente zur Kapitaltilgung von Rentenbeträgen 
erforderlich iſt. 

(2) Die Kapitaltilgung iſt nur ſechs Monate nach vorhergegangener Kündigung zuläſſig. 
Die Kündigung darf in jedem Jahre nur zu dem gleichen Kalendertage, zu dem die Landesrenten⸗ 
bankrente übernommen war (§ 23), und zu dem ſechs Monate ſpäter liegenden Kalendertag erfolgen. 
Innerhalb der erſten zehn Jahre nach Übernahme der Landesrentenbankrente auf die Landes⸗ 
rentenbank bedarf die Kapitaltilgung der Genehmigung des Vorſtehers des Kulturamts. 

(3) Die Kapitaltilgung iſt nur zuläffig, wenn der Verpflichtete zuvor die fälligen Renten⸗ 
zahlungen geleiſtet hat. Eingehende Kapitalzahlungen werden zunächſt auf die noch rückſtändigen 
Rentenbeträge verrechnet. 

(4) Die Kündigung hat bei dem Vorſteher des Kulturamts, die Zahlung der Kapitaltilgungs⸗ 
ſumme bei der Staatlichen Kreiskaſſe zu erfolgen. § 26 Abf. 2 findet entſprechende Anwendung. 

(5) Die zuſtändigen Miniſter können beſtimmen, daß die Kapitaltilgung für kleine Renten- 
beträge bis zu einer beſtimmten Höhe ausgeſchloſſen iſt. j N 

§ 30. 

(1) Die Landesrentenbankrente iſt ſeitens der Landesrentenbank unkündbar. Die Landes. 

rentenbank kann jedoch von dem Rentenverpflichteten die ſofortige Kapitaltilgung ($ 29) verlangen, 
a) wenn der Rentengutsbeſitzer oder ein Dritter auf das Rentengut in ſolcher Weiſe 

einwirkt, daß eine die Sicherheit der Landesrentenbankrente gefährdende Ver: 

ſchlechterung des Rentenguts zu beſorgen iſt, ai 


Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 32, ausgegeben am 4. 8. 31. 161 


b) wenn der Rentengutsbeſitzer den Auflagen des Vorſtehers des Kulturamts zur 
ordnungsmäßigen Unterhaltung und Verſicherung der Gebäude nicht nachkommt, 

e) wenn der Rentengutsbeſitzer in Konkurs gerät oder durch Zwangsvollſtreckung zur 
Zahlung der rückſtändigen Landesrentenbankrente angehalten werden muß, oder 
wenn die gerichtliche Zwangsverſteigerung in das Grundſtück eingeleitet wird, 

d) wenn das Eigentum an dem Rentengut auf eine andere Perſon als die Ehefrau des 
Rentengutsbeſitzers oder einen ſeiner Abkömmlinge übergeht. 


(2) Sit zur Sicherung der für einen Teil der Landesrentenbankrente gemäß § 17 Abſ. 4 
übernommenen Bürgſchaft eine Sicherungshypothek auf einem anderen Grundſtücke beſtellt, ſo 
kann die Landesrentenbank die ſofortige Kapitaltilgung des durch die Bürgſchaft geſicherten Teiles 
der Landesrentenbankrente auch dann verlangen, wenn die gerichtliche Zwangsverſteigerung in das 
mit der Sicherungshypothek belaſtete Grundſtück eingeleitet wird. 


(3) Bei Landesrentenbankrenten, die aus der Gewährung von Beſiedlungsdarlehen (S 18) 
hervorgegangen ſind, kann die Landesrentenbank die ſofortige Kapitaltilgung auch dann verlangen, 
wenn die Landeskulturbehörde ihre Vermittlung bei der Begründung der Siedlungsrentengüter 
einſtellt. 


§ 31. 

(1) Die Zahlung der Landesrentenbankrente kann auf Antrag des Rentengutsbeſitzers für 
einen Zeitraum von höchſtens drei Jahren nach der Übernahme (§ 23) geſtundet werden. Der der 
Landesrentenbank entſtehende Ausfall wird dadurch gedeckt, daß die Abfindung um die Zinſen der 
Abfindung für die Dauer der Stundung erhöht und von dieſer Summe eine Landesrentenbankrente 
(§ 13 Abſ. 2 u. 3) gezahlt wird; der Zinsſatz wird durch die Satzung feſtgeſetzt; die Tilgung beginnt 
mit dem Tage der Zahlung der Landesrentenbankvente durch den Rentenverpflichteten. 

(2) Die während der Stundung der Landesrentenbankrenten zur Verzinſung und Tilgung 
der Abfindung verauslagten Beträge kann ſich die Landesrentenbank durch Ausgabe von Landes⸗ 
rentenbriefen zu dem Zeitpunkte beſchaffen, an dem die Zahlung der Landesrentenbankrente beginnt. 


(3) Auf Landesrentenbankrenten, die aus der Vermittlung bei der Ablöſung von Erb⸗ 
abfindungsrenten hervorgegangen ſind, finden die Vorſchriften des Abſ. 1 keine Anwendung. 


§ 32. 

(1) Solange eine Landesventenbankrente auf einem Rentengute haftet, kann die Aufhebung 
ſeiner wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit und ſeine Zerteilung ſowie die Abveräußerung von Teilen 
rechtswirkſam nur mit Genehmigung des Vorſtehers des Kulturamts erfolgen. 

(2) Die weitergehenden Vorſchriften des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten> 
und Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 124) bleiben unberührt. 


§ 33. 

(1) Wird ein mit einer Landesrentenbankrente belaſtetes Grundſtück geteilt, ſo wird die 
Landesrentenbankrente auf die Teilſtücke verteilt. Als Verteilungsmaßſtab iſt der Wert zugrunde 
zu legen, der ſich für jedes Teilſtück bei Anwendung der Grundſätze des Reichsbewertungsgeſetzes 
über die Feſtſtellung des Einheitswerts ergibt. 

2) Die Verteilung erfolgt durch das Kataſteramt auf Grund eines den Beteiligten und dem 
Kulturamte zuzuſtellenden Verteilungsplans. Gegen den Verteilungsplan ſteht den Beteiligten 
und dem Kulturamte binnen zwei Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde offen. Über die 
Beſchwerde entſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

(8) Entfällt bei der Verteilung auf ein Teilſtück eine Landesrentenbankrente von nicht mehr 
als fünf Reichsmark, fo kann der Vorſteher des Kulturamts die ſofortige Kapitaltilgung ($ 29) für 
dieſes Teilſtück verlangen. 
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Achter Abſchnitt. 
Übergangs- und Schlußvorſchriften. 
§ 34. 

(1) Die beſtehenden Rentenbanken führen die übernommenen Geſchäfte auf Grund der bis⸗ 
herigen geſetzlichen Vorſchriften zu Ende. Neue Geſchäfte werden nicht mehr übernommen. 

(2) Nach Errichtung der Landesrentenbank können die zuſtändigen Miniſter beſtimmen, daß 
die beſtehenden Rentenbanken aufgelöſt werden. Mit der Auflöſung einer Rentenbank gehen ihre 
Rechte und Verbindlichkeiten auf die Landesrentenbank über. i 

(3) Durch Verordnung der zuſtändigen Miniſter kann beſtimmt werden, daß ſchon vor der 
Auflöſung der Rentenbank die Befriedigung der Anſprüche der Rentenbriefgläubiger auf Grund 
des $ 11 der Erſten Verordnung über die Aufwertung von Anſprüchen aus Rentenbriefen der 
Rentenbanken vom 9. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 45) durch Goldrentenbriefe der Landes⸗ 
rentenbank (Liquidationsgoldrentenbriefe) erfolgt, die in Höhe ihres Nennbetrags auf den end— 
gültigen Anteil an der Teilungsmaſſe anzurechnen ſind. Die Teilungsmaſſe haftet in dieſem Falle 
ſchon vor der Auflöſung der betreffenden Rentenbant für die Anſprüche aus den ausgegebenen 
Liquidationsgoldrentenbriefen. ] | 

§ 35. 

( Das Gejeg, betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, vom 
7. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 279) wird aufgehoben. 

(2) Für die Rentengüter, die nach den Vorſchriften des genannten Geſetzes mit Rentenbank— 
renten belaſtet ſind, und für Verfahren zur Rentengutsgründung, die vor der Errichtung der 
Landesrentenbank eingeleitet ſind, verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften. 


§ 36. 
Im $ 1 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedelungs⸗ 
gütern, vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 124) wird am Schluſſe von Nr. 1 hinzugefügt „ſowie 
alle der Preußiſchen Landesrentenbank rentenpflichtigen Rentengüter“. 


8 37. 
Im Artikel 17 § 2 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 
20. September 1899 (Gejegjammi. S. 177) wird hinter dem Worte „Rentenbanken“ eingefügt 
„oder für alle von der Preußiſchen Landesrentenbank ausgegebenen Inhaberſchuldverſchreibungen.“ 


§ 38. 
Die für den Präſidenten des Landeskulturamts durch $ 16 Abſ. 1 Nr. II des Geſetzes über 
Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 GGeſetzſamml. S. 101) begründete Zuſtändigkeit bleibt 
ihm auch für die entſprechenden, nach dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen vorbehalten. 


$ 39. 
Die Landesrentenbank iſt von allen Steuern und Gebühren des Staates oder der Ge— 
meinden (Gemeindeverbände) befreit. 
§ 40. 
Die Auflöſung der Anſtalt erfolgt auf Grund eines Geſetzes. 


§ 41. 
Die zuſtändigen Miniſter treffen die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vor⸗ 
ſchriften im Einvernehmen mit der Reichsregierung. 
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